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Judikatur

Amtshaftungsverfahren Flughafen Wien
OGH 21. 5. 2013, 1 Ob 56/13m, hat im UVP-Amtshaftungsverfah-
ren Leth, das nach der Vorabentscheidung durch den EuGH vom
März 2013 (C-420/11) unterbrochen war, das Verfahren zwecks
Verfahrensergänzung an das Gericht erster Instanz zurückverwie-
sen. Der GH spricht zutreffend aus, dass kein Staatshaftungsan-
spruch bestehe.1)

ALSAG-Pflicht für Zwischenlagerungen?
VwGH 23. 1. 2013, 2010/07/0218, hat in einer grds E zu § 3 Abs 1
lit c ALSAG ausgesprochen: „[F]ür die Erfüllung der [. . .] Altlas-
tenbeitragsfreiheit [ist] erforderlich, dass alle erforderlichen Bewil-
ligungen [. . .] für die in dieser Gesetzesbestimmung angeführten
Geländeverfüllungen oder -anpassungen in dem für die Beurteilung
der Voraussetzungen für eine Beitragsfreiheit relevanten Zeitpunkt
vorgelegen sind. Eine in diesem relevanten Zeitpunkt einmal ent-
standene Abgabenschuld kann durch die nachträgliche Einholung
einer fehlenden Bewilligung (Anzeige, Nichtuntersagung) nicht
mehr rückgängig gemacht werden [. . .]. Sowohl für die Erfüllung
der Voraussetzungen nach § 3 Abs 1 Z 2 leg cit (in der bis
31. 12. 2005 geltenden Fassung) als auch jener nach § 3 Abs 1
Z 1 lit c leg cit (in der ab 1. 1. 2006 geltenden Fassung) ging der
Gesetzgeber davon aus, dass eine Ausnahme von der Altlastenbei-
tragspflicht voraussetzt, dass alle erforderlichen Bewilligungen (An-
zeigen gegenüber der oder Nichtuntersagungen durch die Behörde)
für eine Verwendung oder Behandlung des Abfalls vorliegen müs-
sen. Es ist nun kein sachlicher Grund dafür erkennbar, dass nach
dem Willen des Gesetzgebers diese Voraussetzung des Vorliegens
der erforderlichen Bewilligungen (Anzeigen oder Nichtuntersagun-
gen) für eine Altlastenbeitragsfreiheit nicht auch in Bezug auf die
übrigen Tatbestände des § 3 Abs 1 leg cit erfüllt sein müsste. Dem
Gesetzgeber des ALSAG 1989 kann nicht unterstellt werden, er
habe eine Verwendung oder Behandlung von Abfällen [. . .], die
der Rechtsordnung widerspricht, privilegieren wollen, indem er
sie von der Beitragspflicht ausgenommen habe. Ferner spricht auch
weder der Wortlaut noch der Sinn und Zweck des § 3 legcit für ein
gegenteiliges Normenverständnis.“2)

Legistik

Gesetzesbeschlüsse
In den letzten Tagen sind mehrere BG im BGBl kundgemacht wor-
den. Ua:
Ü UmweltrechtsanpassungsG 2013 (BGBl I 2013/98): Auswei-

tung von Bundesförderungen, Umsetzung der IE-RL im
WRG.

Ü Nov zum UVP 2000-G, Aufhebung des USG (BGBl I 2013/95):
Adaption des Rechtsschutzes im UVP-G (Rechtszug führt nun
zum BVwG) und Auflösung des US.3)

Ü Anpassung diverser BG (zB EZG, UIG, B-UHG) an die VwG-
Novelle 2012 (vgl das AnpassungsG BGBl I 2013/97).

Ü Novelle zum KlimaschutzG (BGBl I 2013/94): Änderung der
Anl 2; Festsetzung verbindlicher Höchstmengen von Treib-
hausgasemissionen nach Sektoren für 2013–2020 in Mio
t CO2-Äquivalent.

Ü AWG-Nov Industrieemissionen (BGBl I 2013/103): Umset-
zung der IE-RL.

„Gesetzesbeschwerde“ beschlossen
Mit Beschluss des NR 766/BNR 24. GP v 13. 6. 2013 wurde die
„Gesetzesbeschwerde“ beschlossen (noch nicht im BGBl). Dies er-
öffnet dem Einzelnen die Möglichkeit, generelle Normen in Straf-
und Zivilverfahren schon nach dem erstinstanzlichen Verfahren
durch den VfGH überprüfen zu lassen. Weiters wird das Anfech-
tungsrecht auf erstinstanzliche Gerichte ausgeweitet (Nov zu den
Art 89, 139 und 140 B-VG).

Weiteres

EU ratifiziert Verkehrsprotokoll der Alpenkonvention
Die EU hat vor kurzem das Verkehrsprotokoll der Alpenkonven-
tion ratifiziert (der zugrunde liegende Antrag der EK stammt aus
2008; das Protokoll war 2007 mit Beschluss 2007/799/EG unter-
zeichnet worden).

Umweltförderungsbericht
Vor kurzem wurde der Bericht über die Umweltförderungen des
Bundes 2012 veröffentlicht (III-421 dB 24. GP NR). Der Bericht be-
legt die umfassende Förderungsaktivität des Bundes im Bereich der
Umwelt, wenngleich die Zahl der geförderten Projekte deutlich un-
ter dem Wert des Vorjahres lag.4)

Lärmaktionsplanung 2013:
Öffentliches Stellungnahmeverfahren
Das BMLFUW hat in Abstimmung mit dem BMVIT und dem
BMWFJ sowie mit den zuständigen Stellen der Länder die gemäß
der RL 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von Um-
gebungslärm zu erarbeitenden strategischen Umgebungslärmkar-
ten unter www.laerminfo.at veröffentlicht. Derzeit läuft das öffent-
liche Konsultationsverfahren.5)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Pe-
ter Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at; einen Web-
blog, der Entwicklungen und Erkenntnisse tages-
aktuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen

lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Pra-
xis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum
Umweltrecht.

1) Umweltrechtsblog.at v 19. 6. 2013 (Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 20. 6. 2013 (Sander).
3) Siehe auch den Beitrag von Baumgartner in diesem Heft 144 ff.
4) Umweltrechtsblog.at v 17. 6. 2013 (Raschauer).
5) Umweltrechtsblog.at v 19. 6. 2013 (Raschauer).
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